
Aktenzeichen: 4 AZR 183/94
Bundesarbeitsgericht 4. Senat Urteil vom 05. April 1995

- 4 AZR 183/94 -
I. Arbeitsgericht 

Berlin
Urteil vom 05. Mai 1993 
- 94 Ca 28794/92 -

II. Landesarbeitsgericht 
Berlin

Urteil vom 14. Januar 1994 
- 6 Sa 86 u. 139/93 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : JaFür das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Eingruppierung als "Leiter von Kindertagesstätten"

Gesetz:
BAT 1975 §§ 22, 23? Teil II Abschnitt G (Angestellte im Sozi­al- und Erziehungsdienst) der Anlage 1 a zum BAT, VergGr. IV b Fallgruppe 4 und VergGr. IV a Fallgruppe 1; § 22 SchulVerfG 
Berlin; Nr. 30 Grundschulordnung Berlin vom 7. Juli 1980 in 
der Fassung vom 5. Februar 1986

Leitsatz:
Die Leiterin des Freizeitbereichs einer Ganztagsgrundschule 
in Berlin erfüllt nicht das Eingruppierungsmerkmal "Ange­
stellte als Leiter von Kindertagesstätten". Diese Ganztags­
grundschulen integrieren Unterricht, außerunterrichtliche Ar­
beitsgemeinschaften, Schülerarbeitsstunden und Freizeitange­bote nach einer aufeinander abgestimmten pädagogischen Ziel­
setzung. Dem Leiter einer solchen Schule obliegt damit nach 
§ 22 SchulVerfG Berlin auch die Leitung des der Schule orga­
nisatorisch eingegliederten Freizeitbereichs.
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4 AZR 183/94
6 Sa 86 u. 139/93 Berlin Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
5. April 1995 Urteil
Backes,RegierungsoberSekretärin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

PP.
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hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 
Abs. 2 ZPO in der Sitzung vom 5. April 1995 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr.h.c. Schaub, die Richter Schneider und 
Bott sowie die ehrenamtlichen Richter Grätz und Ratayczak 
für Recht erkannt:

1. Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Berlin vom 14. Januar 
1994 - 6 Sa 86 und 139/93 - wird zurückgewie­
sen.

2. Die Klägerin hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Der Streit der Parteien geht um die tarifgerechte Eingrup­
pierung der Klägerin in der Zeit vom 1. Januar 1991 bis 10. Okto­
ber 1993.

Die am 3. Mai 1960 geborene Klägerin hat Erziehungswissen­
schaft studiert und mit der Diplomprüfung am 30. März 1987 er­
folgreich abgeschlossen. Sie trat am 1. September 1990 als "Lei­
terin des Freizeitbereichs einer Ganztagsgrundschule" in die 
Dienste des beklagten Landes. In dem schriftlichen Arbeitsvertrag 
der Parteien vom 30. Juli 1990 ist bestimmt, daß für das Arbeits­
verhältnis u. a. der Bundes-Angestelltentarifvertrag (BAT) unter 
Berücksichtigung der jeweils in Frage kommenden Sonderregelungen 
mit allen künftigen Änderungen und Ergänzungen maßgebend ist. Bei 
der Einstellung der Klägerin wurde ihre Eingruppierung in die 
Vergütungsgruppe V b BAT im Arbeitsvertrag festgelegt.
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Aufgabe der Klägerin war die Leitung des Freizeitbereichs 
der K P -D -Schule. Bei dieser handelt es sich
um eine Grundschule mit teilweisem Ganztagsbetrieb, der um 
6.00 Uhr beginnt und um 18.00 Uhr endet. In diesem Bereich wird 
in drei nach Altersstufen gegliederten Einheiten mit Kindern im 
Alter von 5 bis 12 Jahren gearbeitet. Vor dem 1. Oktober 1991 
waren durchschnittlich 122 Kinder d.n den Ganztagsbetrieb aufge­
nommen, am Stichtag 1. Oktober 1991 132 Kinder, am 1. Oktober 
1992 134 Kinder. Diese wurden von ca. 10 Erziehern mit einer 
durchschnittlichen Arbeitszeit von 30 Stunden pro Woche unter 
Leitung der Klägerin betreut. Zeitweise wurde das Betreuungsteam 
durch Honorarkräfte ergänzt. Neben der Schularbeitenaufsicht wer­
den im Freizeitbereich Arbeitsgemeinschaften angeboten und Aus­
flüge, Stadtspiele, Exkursionen und Besichtigungen veranstaltet. 
Dem Gangtagsbetrieb steht - bis auf einen Raum - der erste Stock 
des Schulgebäudes der P -D -Schule für seine Arbeit zur
Verfügung.

Zu den Aufgaben der Klägerin gehörte es u. a., den Einsatz 
der Erzieher/innen zu koordinieren, Vertretungen einzuteilen, 
Kontakte zu den Lehrer/innen zu halten und Elterngespräche durch­
zuführen. Sie war Mitglied im ständigen Ausschuß und im Finanz­
ausschuß der Schule.

Nach der Geburt eines Kindes am 17. August 1993 befand sich 
die Klägerin seit dem Ende der Schutzfrist ab 13. Oktober 1993 
bis zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses der Parteien am 
30. September 1994 durch die Kündigung der Klägerin vom 6. Juli
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1994 im Erziehungsurlaub.

Mit Schreiben vom 1. November 1991 hat die Klägerin gegen­
über dem beklagten Land geltend gemacht, ihr stehe ab 1. Januar
1991 Vergütung nach der Vergütungsgruppe IV b BAT und ab 1. Au­
gust 1991 nach der Vergütungsgruppe IV a BAT zu. Zur Zahlung die­
ser Vergütung fand sich das beklagte Land nicht bereit. Mit ihrer 
Feststellungsklage verfolgt die Klägerin diesen Anspruch begrenzt 
auf die Zeit bis 10. Oktober 1993, also etwa bis zum Ende der 
Schutzfrist, weiter.

Sie hat die Auffassung vertreten, der von ihr geleitete 
Freizeitbereich unterscheide sich in keinem wesentlichen Merkmal 
von einem Hort und sei daher einer Kindertagesstätte gleichzu­
stellen, da der Freizeitbereich vom übrigen Schulbetrieb räumlich 
abgegrenzt sei und ihre Leitungstätigkeit in keinem Punkt durch 
die Schulleitung eingeschränkt worden sei. Dies gelte für folgen­
de ihr übertragende Aufgaben: Aufnahmen von Kindern in den Frei- 
zeitbereich, die Verwaltung des ihr zugeteilten Etats, die Nut­
zung der Räume im Freizeitbereich, deren Reinigung, Verschöne­
rungs- und Erhaltungsmaßnahmen, die Verwaltung der Mittel für Ho­
norarkräfte, die Einrichtung von Arbeitsgemeinschaften, die Orga­
nisation und Leitung der Erziehertätigkeit sowie die Essensver­
sorgung der Kinder. Zum Teil habe sie in diesen Aufgabenfeldern 
größere Kompetenzen als die Leiterin einer Kindertagesstätte.
Ihre Tätigkeit in der Zeit vom 10. August 1992 bis 2. Oktober
1992 hat sie stichwortartig mit Zeitangaben für die Einzeltätig­
keiten geschildert.
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Als Leiterin eines Hortes erfülle sie somit die Eingruppie­
rung smerkmale für "Leiter von Kindertagesstätten". Bei der Durch­
schnittsbelegung ihres Hortes vor dem 1. Oktober 1991 sei sie bis 
Juli 1991 in die Vergütungsgruppe IV b, ab 1. August 1991 in die 
Vergütungsgruppe IV a BAT eingruppiert.

Die Klägerin hat im ersten Rechtszug zuletzt beantragt

festzustellen, daß das beklagte Land verpflichtet 
ist, ihr mit Wirkung ab dem 1. Oktober 1991 Ver­gütung in der Vergütungsgruppe IV a BAT zu zah­len.

Das beklagte Land hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Es hat die Auffassung vertreten, die Protokollnotiz Nr. 4 
enthalte zum Begriff der Kindertagesstätte eine abschließende 
Aufzählung. Wenn die Tarifvertragsparteien - auch anläßlich der 
durch den Tarifvertrag zur Änderung der Anlage 1 a zum BAT vom 
24. April 1991 vorgenommenen umfassenden Neuregelung des 
Teils II Abschnitt G dieser Anlage - bisher keine Veranlassung 
gesehen hätten, Einrichtungen wie diejenige, in welcher die Klä­
gerin tätig sei, in den Katalog der Protokollnotiz Nr. 4 einzufü­
gen, sei diese Wertung hinzunehmen und für die Rechtsanwendung 
verbindlich. Im übrigen weise die Leitung einer Kindertagesstätte 
in verschiedener Hinsicht erhebliche Unterschiede zur Leitung des 
Freizeitbereichs einer Grundschule auf. Die Ganztagsgrundschule 
werde einschließlich des Freizeitbereichs von einer Rektorin/
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einem Rektor geleitet. Unterrichtliche und außerunterrichtliche 
Bereiche seien nicht als voneinander getrennte Abteilungen anzu­
sehen. Die Verantwortung für die Gebäudeerhaltung, Aufnahme und 
Abmeldung von Kindern, Verwaltung der Finanzen, Personalorganisa­
tion und Einteilung der Arbeitsgemeinschaften liege bei der 
Schulleitung, wobei auch bei einer Delegation von Teilbereichen 
dieser Aufgaben auf andere Mitarbeiter dieser Schule die Verant­
wortung bei der Schulleitung verbleibe. Dennoch habe das beklagte 
Land eine Ausnahmeregelung für diesen Personenkreis dann zugelas­
sen, wenn in derartigen Einrichtungen mindestens 360 Schüler im 
Ganztagsbetrieb betreut werden müßten. Diese Voraussetzung erfül­
le die Klägerin jedoch nicht.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Gegen dieses 
Urteil hat das beklagte Land Berufung eingelegt. Im Wege der An­
schlußberufung hat die Klägerin ihre Klage dahin geändert, daß 
sie die Feststellung beantragt hat, das beklagte Land sei ver­
pflichtet, ihr für die Zeit vom 1. Januar 1991 bis 31. Juli 1991 
Vergütung nach der Vergütungsgruppe IV b BAT und für die Zeit vom
1. August 1991 bis 10. Oktober 1993 Vergütung nach der Vergü­
tungsgruppe IV a BAT zu zahlen. Das Landesarbeitsgericht hat auf 
die Berufung des beklagten Landes das Urteil des Arbeitsgerichts 
abgeändert und die Klage sowie die Klageerweiterung abgewiesen. 
Mit ihrer Revision verfolgt die Klägerin ihren Vergütungsanspruch 
nach Maßgabe des im Berufungsrechtszug geänderten Antrags weiter. 
Das beklagte Land beantragt, die Revision zurückzuweisen.
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision der Klägerin ist nicht begründet. Der Klägerin 
steht weder für die Zeit vom 1. Januar 1991 bis zum 31. Juli 1991 
Vergütung nach der Vergütungsgruppe IV b BAT noch für die Zeit 
vom 1. August 1991 bis 10. Oktober 1993 nach der Vergütungsgrup­
pe IV a BAT zu, denn sie erfüllt nicht das Tatbestandsmerkmal 
"Leiter einer Kindertagesstätte" im Sinne der Vergütungsgrup­
pe IV b Fallgruppe 4 und der Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 1 
des Teils II Abschnitt G der Anlage 1 a zum BAT.

I. Die Klage ist zulässig. Es handelt sich um eine im öffentli­
chen Dienst allgemein übliche Eingruppierungsfeststellungsklage, 
bei der nach der ständigen Rechtsprechung des Senats das nach
§ 46 Abs. 2 ArbGG in Verbindung mit § 256 Abs. 1 ZPO erforderli­
che besondere rechtliche Interesse an der Feststellung unbedenk­
lich zu bejahen ist. Dies gilt auch dann, wenn, wie im vorliegen­
den Fall, der Feststellungsantrag auf einen in der Vergangenheit 
liegenden Zeitraum beschränkt ist. Mit dem begehrten Feststel­
lungsurteil wird nämlich für die Vergangenheit der Status der 
Klägerin bestimmt, der über die für den streitbefangenen Zeitraum 
zu leistende Vergütung hinaus auch für die Zukunft Bedeutung 
haben kann, etwa bei der Anrechnung von Beschäftigungszeiten (Se­
natsurteile vom 19. März 1986 - 4 AZR 470/84 - AP Nr. 114 zu 
§§ 22, 23 BAT 1975; vom 10. März 1993 - 4 AZR 204/92 -, n.v., zu 
II 1 der Gründe; vom 20. Oktober 1993 - 4 AZR 47/93 - AP Nr. 173 
zu §§ 22, 23 BAT 1975).

II. Die zulässige Klage ist aber nicht begründet. Die Tätigkeit
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der Klägerin als Leiterin des Freizeitbereichs einer Ganztags­
grundschule entspricht nicht derjenigen eines "Leiters einer Kin­
dertagesstätte" .

1. Dem Vergütungsanspruch der Klägerin steht nicht schon der 
Umstand entgegen, daß in dem Arbeitsvertrag der Parteien vom
30. Juli 1990 die Eingruppierung der Klägerin in die Vergütungs­
gruppe V b BAT, an der sich in der Folgezeit nichts geändert hat, 
vereinbart ist. Bei dem Arbeitsvertrag handelt es sich um einen 
formularmäßigen Vertrag, so daß der Senat ihn selbständig ausle­
gen kann (BAGE 24, 198, 202 = AP Nr. 2 zu § 111 BBiG, zu 2 a der 
Gründe; BAG Urteil vom 20. Februar 1991 - 4 AZR 377/90 - ZTR 
1991, 296, insoweit n. v.). Wird - wie vorliegend - in einem Ar­
beitsvertrag auf die einschlägigen tarifvertraglichen Regelungen 
Bezug genommen, ist davon auszugehen, daß sich die Eingruppierung 
des Arbeitnehmers nach der zutreffenden Vergütungsgruppe richten 
soll. Dies gilt auch dann, wenn in einer nachfolgenden Bestimmung 
des Arbeitsvertrages auf eine bestimmte Vergütungsgruppe verwie­
sen wird. Dieser Verweisung kommt nur die Bedeutung zu, festzule­
gen, welche Vergütungsgruppe die Parteien einmal als zutreffend 
angesehen haben (BAG Urteil vom 12. Dezember 1990 - 4 AZR 
306/90 - EzA § 3 TVG Bezugnahme auf Tarifvertrag Nr. 4 = ZTR 
1991, 199; BAG Urteil vom 20. Februar 1991 - 4 AZR 377/90 - ZTR 
1991, 296, insoweit n. v.).

2. Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien finden kraft einzel­
vertraglicher Bezugnahme der Bundes-Angestelltentarifvertrag 
(BAT) in der für Bund/Länder geltenden Fassung vom 23. Februar 
1961 und die diesen ändernden und ergänzenden Tarifverträge An-
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a) Damit kommt es für die Eingruppierung der Klägerin nach § 22 
Abs. 2 Unterabs. 2 Satz 1 BAT darauf an, ob in ihrer Tätigkeit 
zeitlich mindestens zur Hälfte Arbeitsvorgänge anfallen, die für 
sich genommen die Anforderungen eines Tätigkeitsmerkmals oder 
mehrerer Tätigkeitsmerkmale der von der Klägerin in Anspruch ge­
nommenen Vergütung nach der Vergütungsgruppe IV b sowie für einen 
späteren Zeitraum nach der Vergütungsgruppe IV a BAT erfüllen. 
Dabei ist von dem in ständiger Senatsrechtsprechung entwickelten 
Begriff des Arbeitsvorgangs auszugehen, also von einer unter Hin­
zurechnung der Zusammenhangstätigkeiten und bei Berücksichtigung 
einer sinnvollen, vernünftigen Verwaltungsübung nach tatsächli­
chen Gesichtspunkten abgrenzbaren und rechtlich selbständig zu 
bewertenden Arbeitseinheit der zu einem bestimmten Arbeitsergeb­
nis führenden Tätigkeit eines Angestellten (Urteil des Senats vom 
21. Oktober 1992 - 4 AZR 69/92 - AP Nr. 164 zu §§ 22, 23 BAT 
1975, m.w.N.).

b) Weder das Arbeitsgericht noch das Landesarbeitsgericht haben 
solche Arbeitsvorgänge gebildet. Das ist jedoch unschädlich, da 
der Senat die Arbeitsvorgänge selbst bestimmen kann (BAG, aaO, 
m.w.N.)! Die dazu erforderlichen Tatsachenfeststellungen durch 
die Vorinstanzen liegen vor. Danach ist die Tätigkeit der Kläge­
rin als Leiterin des Freizeitbereichs einer Ganztagsgrundschule 
als ein einziger großer Arbeitsvorgang anzusehen. Als Leiterin 
des Freizeitbereichs hat die Klägerin eine Funktion zu erfüllen. 
Alle Einzelaufgaben dieser Leitungstätigkeit - gleich wie diese
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tariflich zu bewerten ist - dienen einem einheitlichen Arbeitser­
gebnis. Sie bilden daher einen einzigen großen Arbeitsvorgang. 
Dies entspricht der ständigen Rechtsprechung des Senats zu Lei­
tungstätigkeiten (z. B. BAG Urteil vom 29. April 1992 - 4 AZR 
458/91 - AP Nr. 162 zu §§ 22, 23 BAT 1975 sowie BAG Urteil vom 
24. März 1993 - 4 AZR 298/92 - AP Nr. 168 zu §§ 22, 23 BAT 1975).

3. Die Vergütungsgruppen, über die zwischen den Parteien Streit 
besteht, lauten in ihren einschlägigen Fallgruppen wie folgt:

Vergütungsgruppe IV a
1. Angestellte als Leiter von Kindertagesstätten 

mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 
130 Plätzen. - Fußnote 1 -
(Hierzu Protokollnotizen Nr. 2 und 4)

Fußnote 1:
Diese Angestellten erhalten nach vierjähriger Be­
währung in dieser Fallgruppe eine monatliche Ver­
gütungsgruppenzulage in Höhe von 7,5 v.H. der An­
fangsgrundvergütung (§ 27 Abschn. A Abs. 1) der 
Vergütungsgruppe IV a.

Vergütungsgruppe IV b

4. Angestellte als Leiter von Kindertagesstätten 
mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 
100 Plätzen.
(Hierzu Protokollnotizen Nr. 2 und 4)

-  11 -

Protokollnotizen:

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


11

2. Der Ermittlung der Durchschnittsbelegung ist 
für das jeweilige Kalenderjahr grundsätzlich 
die Zahl der vom 1. Oktober bis 31. Dezember 
des vorangegangen Kalenderjahres vergebenen, 
je Tag gleichzeitig belegbaren Plätze zugrunde 
zu legen.

4. Kindertagesstätten im Sinne dieses Tätigkeits­
merkmals sind Krippen, Kindergärten, Horte, 
Kinderbetreuungsstuben, Kinderhäuser und Ta­
geseinrichtungen der örtlichen Kindererho­
lungsfürsorge .

4. Dem Landesarbeitsgericht ist im Ergebnis und auch zum Teil 
in der Begründung darin zu folgen, daß die Tätigkeit der Klägerin 
als "Leiterin des Freizeitbereichs einer Ganztagsgrundschule" 
nicht als die eines "Leiters einer Kindertagesstätte" im Sinne 
der vorzitierten Eingruppierungsmerkmale anzusehen ist.

Das Landesarbeitsgericht hat dazu ausgeführt, als Hort im 
Sinne der Protokollnotiz Nr. 4 könnten nur Einrichtungen angese­
hen werden, die innerhalb der zuständigen Verwaltung organisato­
risch verselbständigt seien, nicht dagegen auch in größere orga­
nisatorische Einheiten integrierte Teileinrichtungen. Schulhorte 
seien keine neue Einrichtung. Hätten die Tarifvertragsparteien 
deren Leitung als Leitung einer Kindertagesstätte eingruppie­
rungsrechtlich bewertet wissen wollen, würden sie die Protokoll­
notiz Nr. 4 entsprechend geändert haben, insbesondere bei der 
Neuregelung der Eingruppierungsmerkmale für den Sozial- und Er­
ziehungsdienst zum 1. Januar 1991. Die Leitungsverantwortlichkeit 
für den Freizeitbereich einer Ganztagsgrundschule liege beim 
Schulleiter. Der dies in Abrede stellende Vortrag der Klägerin in
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ihrem nachgelassenen Schriftsatz könne keine Berücksichtigung 
finden, weil angesichts der ausführlichen Ausbreitung des Prozeß­
stoffs kein weiterer Aufklärungsbedarf mehr bestanden habe. Auf 
den vergleichenden Vortrag der Klägerin zu ihren Aufgaben einer­
seits und denjenigen einer Hortleiterin andererseits komme es 
nicht an. Die Übererfüllung der Eingruppierungsvoraussetzungen 
der Vergütungsgruppe V b BAT bedeute nicht die Erfüllung der 
Merkmale der nächsthöheren Gruppe. Angesichts der tariflichen 
Neuregelung der Eingruppierungsmerkmale für den Sozial- und Er­
ziehungsdienst per 1. Januar 1991 in Kenntnis der Erscheinungs­
form schulintegrierter Horte könne auch eine der Ausfüllung zu­
gängliche Tariflücke nicht angenommen werden. Der Rückgriff auf 
die allgemeinen Merkmale für den Verwaltungsdienst sei deshalb 
ebenfalls ausgeschlossen. Eine Verletzung des arbeitsrechtlichen 
Gleichbehandlungsgrundsatzes habe die Klägerin nicht substanti­
iert dargelegt.

5. Diese Ausführungen des Landesarbeitsgerichts halten einer 
revisionsrechtlichen Prüfung stand. Dem Landesarbeitsgericht ist 
darin beizupflichten, daß die Leitung des Freizeitbereichs einer 
Ganztagsgrundschule durch die Klägerin nicht als "Leitung einer 
Kindertagesstätte" im Sinne der Vergütungsgruppe IV a Fallgrup­
pe 1, IV b Fallgruppe 4 des Teils II Abschn. G der Anlage 1 a zum 
BAT anzusehen ist, denn die Leitung des Freizeitbereichs einer 
Ganztagsgrundschule liegt ebenso wie diejenige des unterrichtli- 
chen Bereichs beim Schulleiter.

a) Leiter ist jemand, der etwas leitet (Brockhaus/Wahrig, Deut­
sches Wörterbuch, 4. Band, 1902, S. 457), der die Leitung hat.
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Unter Leitung ist in der Verwaltungsspräche die Verbindung von 
Aufgaben der Planung, Organisation, Anweisung, Koordination und 
Kontrolle zu verstehen (Eichhorn, Verwaltungslexikon, 2. Aufl.,
S. 525), also die organisatorische Gesamtzuständigkeit für die 
übertragene Aufgabe. Als Eingruppierungsmerkmal des BAT ist nach 
der Rechtsprechung des Senats für den Begriff des "Leiters" wei­
ter erforderlich, daß dieser für eine Einrichtung, einen Teil 
derselben oder einen abgrenzbaren Aufgabenbereich die Verantwor­
tung trägt (Urteil vom 23. Mai 1973 - 4 AZR 349/72 - AP Nr. 69 zu 
§§ 22, 23 BAT; Urteil vom 16. April 1975 - 4 AZR 294/74 - AP 
Nr. 86 zu §§ 22, 23 BAT). Leiter einer Kindertagesstätte ist dem­
nach derjenige, der für diese, ob es sich nun um eine selbständi­
ge Einrichtung handelt oder um eine in eine größere organisatori­
sche Einheit integrierte Teileinrichtung, die Verantwortung 
trägt.

b) Die Klägerin vertritt die Auffassung, sie leite den Frei­
zeitbereich an der P -D -Schule alleinverantwortlich,
während die verantwortliche Leitung für den Schulbetrieb beim 
Rektor liege. Sie geht also bei einer Ganztagsgrundschule von 
einem Nebeneinander zweier für separate Bereiche alleinverant­
wortlicher Leitungsträger aus. Dies findet in den einschlägigen 
gesetzlichen Bestimmungen und Verwaltungsvorschriften keine Stüt­
ze.

aa) Nach § 22 Abs. 1 des Gesetzes über die Schulverfassung für 
die Schulen des Landes Berlin (Schulverfassungsgesetz - Schul- 
VerfG) vom 11. Juli 1974 (GVB1 S. 1537) in der Fassung vom 5. Fe­
bruar 1979 (GVB1 S. 398), zuletzt geändert durch Gesetz vom
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26. Januar 1993 - GVB1 S. 40 - leitet der Schulleiter die Schule 
auf kollegialer Grundlage nach den geltenden Vorschriften, den 
Anordnungen der zuständigen Behörde sowie den Beschlüssen der Ge­
samtkonferenz und der Schulkonferenz; er vertritt in diesem Rah­
men die Schule gegenüber der Öffentlichkeit, den Behörden und den 
Eltern. Nach § 22 Abs. 2 SchulVerfG ist es die pädagogische Auf­
gabe des Schulleiters, u. a. auch auf die Verbesserung der Erzie­
hungsarbeit hinzuwirken. Er ist verpflichtet, sich auch über die 
Erziehungsarbeit an der Schule zu informieren, und berechtigt, 
die Sozialpädagogen und Erzieher zu beraten. Nach § 22 Abs. 3 
SchulVerfG soll er in die Erziehungsarbeit allerdings nur im Be­
nehmen mit der entsprechenden Fachkonferenz und nur dann eingrei- 
fen, wenn es zur rechtmäßigen oder sachgerechten Durchführung der 
Erziehung geboten ist. Im Rahmen seiner Verwaltungsaufgaben ist 
der Schulleiter nach § 22 Abs. 4 SchulVerfG nicht nur gegenüber 
den an der Schule tätigen Lehrern, sondern auch gegenüber den 
schulischen Mitarbeitern weisungsberechtigt. Schulische Mitarbei­
ter im Sinne dieses Gesetzes sind nach § 3 Abs. 2 SchulVerfG alle 
an der Schule tätigen Dienstkräfte außer den Lehrern und den Lei­
tern der Vorklassen, also insbesondere auch die im Freizeitbe­
reich tätigen Erzieher.

Die Verantwortung für die Durchführung der Bildungs- und Er­
ziehungsarbeit trägt demnach für die gesamte Schule und damit 
auch für den ihr organisatorisch eingegliederten Freizeitbereich 
einer Ganztagsschule der Schulleiter. Er ist Vorgesetzter aller 
an der Schule tätigen Personen. Ihm obliegt neben der Verantwor­
tung für die Bildungs- und Erziehungsarbeit der Aufgabenkreis der 
äußeren Verwaltung: Dazu gehört vor allem die Sorge für Pflege,
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Reinigung, Betriebs-, Feuer- und Verkehrssicherheit des Schul­
grundstücks, Schulgebäudes und Schulinventars, die Dienstaufsicht 
über das Hilfspersonal der Schule, die Bewirtschaftung der der 
Schule zur Verfügung stehenden Mittel, Anmeldung des finanziellen 
Bedarfs beim Schulträger, Führung der laufenden Verwaltungsge­
schäfte, Bücherlisten etc., des Schriftverkehrs mit Schulträger, 
Schulaufsichtsbehörde, Eltern, Publikum und sonstigen Dienststel­
len. Er nimmt das Hausrecht wahr und vertritt die Schule nach 
außen (Heckel/Avenarius, Schulrechtskunde, 6. Aufl., S. 77 f.,
128 f.). Diese Aufgaben obliegen ihm nach dem SchulVerfG bei 
Grundschulen mit Ganztagsbetrieb auch für den Freizeitbereich, 
denn für diese gilt hinsichtlich der Schulleitung keine § 22 
SchulVerfG abbedingende oder ändernde Sonderregelung.

bb) Eine solche Sonderregelung über die Aufteilung der Verant­
wortung an einer Ganztagsgrundschule auf den Leiter des unter- 
richtlichen Bereichs einerseits und den des Freizeitbereichs an­
dererseits würde der Zielsetzung und der darauf ausgerichteten 
Organisation der Ganztagsschule im beklagten Land nicht entspre­
chen: Nach Nr. 30 Abs. 1 Satz 3 der Grundschulordnung vom 7. Juli 
1980 (ABI S. 1139), geändert durch Verwaltungsvorschriften vom 
21. Juli 1982 (ABI S. 1018), in der Fassung der Zweiten Verwal­
tungsvorschriften zur Änderung der Grundschulordnung vom 5. Fe­
bruar 1986 (ABI S. 518, 519) integrieren Ganztagsgrundschulen Un­
terricht, außerunterrichtliche Arbeitsgemeinschaften, Schülerar­
beitsstunden und Freizeitangebote im Rahmen einer 5-Tage-Woche. 
Nach Nr. 30 Abs. 2 Grundschulordnung haben in Ganztagsgrundschu­
len der Unterricht und der außerunterrichtliche Bereich eine auf­
einander abgestimmte pädagogische Zielsetzung. Nach Abs. 5 dieser
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Vorschrift wird der Unterricht an Ganztagsgrundschulen nach der 
geltenden Stundentafel und den Rahmenplänen erteilt. Neben dem 
Unterricht nehmen die Ganztagsschüler an den weiteren verbindli­
chen Veranstaltungen teil, die für sie vorgesehen sind (Gruppen­
betreuung, Hobbykurse, Mittagspause einschließlich Mittagessen, 
gegebenenfalls Schülerarbeitsstunden). Hinzu kommt, daß nach 
Nr. 30 Abs. 4 d Grundschulordnung der Unterricht ausschließlich 
vom Lehrer erteilt, während die Freizeitbetreuung hingegen ledig­
lich "überwiegend von Erziehern durchgeführt" wird. Das bedeutet, 
daß auch Lehrer im Freizeitbereich eingesetzt werden können. Die 
Klägerin nimmt selbst nicht für sich in Anspruch, bei Einsatz von 
Lehrern im Freizeitbereich diesen gegenüber weisungsbefugt zu 
sein.

Dieser Zielsetzung der Nr. 30 Grundschulordnung entsprechend 
ist die einheitliche Leitung des unterrichtlichen Bereichs und 
des Freizeitbereichs gemäß § 22 SchulVerfG dem Schulleiter über­
tragen.

cc) Angesichts dieser eindeutigen Regelung der Leitungszustän­
digkeit für Ganztagsgrundschulen kann der Vortrag der Klägerin, 
es sei nicht der Schulleiter derjenige, der an der P -D 
Schule den Freizeitbereich leite, nicht als eine Tatsachenbehaup­
tung, sondern nur als eine unzutreffende Rechtsansicht gewertet 
werden.

dd) Ob und unter welchen Voraussetzungen der Leiter einer Kin­
derbetreuungsstube einer Behörde oder eines Krankenhauses - diese
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Beispiele nennt die Klägerin - als "Leiter einer Kindertagesstät­
te" eingruppiert ist, bedarf hier keiner Erörterung. Für dessen 
Stellung spielt die Vorschrift des § 22 SchulVerfG, die für die 
Entscheidung des vorliegenden Falles von maßgeblicher Bedeutung 
ist, keine Rolle.

ee) Da die Tätigkeit der Klägerin dem Tatbestandsmerkmal des 
"Leiters einer Kindertagesstätte" nicht entspricht, ist sie weder 
in das Eingruppierungsmerkmal der Vergütungsgruppe IV b Fallgrup­
pe 4 noch in dasjenige der Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 1 BAT 
eingruppiert.

6. Selbst wenn entgegen den vorstehenden Ausführungen angenom­
men werden könnte, trotz der Regelungen des § 22 SchulVerfG und 
Nr. 30 Grundschulordnung sei es möglich, daß der Klägerin die 
Leitung des Freizeitbereichs im Sinne der hier interessierenden 
Merkmale übertragen ist, muß die Klage abgewiesen werden. Das be­
klagte Land hat substantiiert bestritten, daß die Leitungsaufga­
ben der Klägerin denjenigen der Leiterin einer Kindertagesstätte 
in Form einer selbständigen Einrichtung entsprechen, und zwar 
hinsichtlich der Zuständigkeit für die Entscheidung über die Auf­
nahme von Kindern, der Verwaltung des Etats für Spiel, Beschäfti­
gungsmaterial und Möbel, über die Nutzung der Räume, über Mittel 
zur Verschönerung und Erhaltung der Einrichtung, der Verantwor­
tung für Arbeitsgemeinschaften, der Vorgesetzenstellung im Ver­
hältnis zu Erziehern und der Beköstigung der Kinder. Auf der 
Grundlage dieses Vortrags der Beklagten kann die Klage keinen Er­
folg haben, weil danach in der Tätigkeit der Klägerin im Ver­
gleich zu derjenigen der Leiterin einer Kindertagesstätte als
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selbständige Einrichtung wesentliche Leitungsaufgaben fehlen, Die 
Klage kann daher nur dann Erfolg haben, wenn die Klägerin einen 
davon abweichenden - schlüssigen - Sachvortrag nachweist. Sie hat 
es jedoch vesäumt, für ihr tatsächliches Vorbringen Beweis anzu- 
bieten. Ihr gesamtes Vorbringen in beiden Tatsacheninstanzen ent­
hält keinen einzigen Beweisantrag.

7. Unter diesen Umständen geht ihre Verfahrensrüge der mangel­
haften Sachverhaltsaufklärung durch das Landesarbeitsgericht 
fehl. Diese Rüge ist auch inhaltlich unklar. Soweit es sich um 
eine Rüge nach § 139 ZPO handeln sollte, hätte die Klägerin im 
einzelnen angeben müssen, welche Fragen hätten gestellt werden 
müssen und was sie darauf erwidert hätte (BAGE 43, 271 = AP Nr. 3 
zu § 23 KSchG 1969). Wenn mit der Rüge gemeint sein sollte, das 
Landesarbeitsgericht habe über ihr streitiges Vorbringen in dem 
nachgelassenen Schriftsatz Beweis erheben müssen, ist die Rüge 
deshalb unberechtigt, weil es an Beweisanträgen der Klägerin 
fehlt, denen das Landesarbeitsgericht hätte nachgehen können.

8. Die Ausführungen des Landesarbeitsgerichts zum Nichtbestehen 
eines Anspruchs der Klägerin auf die geforderte Vergütung wegen 
Verletzung des arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatzes 
werden von der Klägerin mit der Revision nicht beanstandet.

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 ZPO.

Schaub Schneider Bott
J. Ratayczak Grätz
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